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Beschluss der Verwaltungsvereinbarung über die Termine der Auf- und Feststellung ausstehender 

Jahresabschlüsse 

 

Die Verbandsversammlung beschließt, die beiliegende Verwaltungsvereinbarung über die Termine der 

Auf- und Feststellung ausstehender Jahresabschlüsse mit dem Landratsamt Landkreis Leipzig, Amt für 

Rechts-, Kommunal- und Ordnungsangelegenheiten, abzuschließen. 

 

 

Während der Beschlussfassung war kein Verbandsmitglied wegen Befangenheit gemäß § 20 

SächsGemO ausgeschlossen. 

 

 

Mitglieder der Verbandsversammlung: 3 Mitglieder 

anwesende Mitglieder:   

 

Gesamtzahl der Stimmen: 4 

Ja - Stimmen:   

Nein - Stimmen:   

Stimmenthaltung(en):    

 

 

Wurzen, 20.11.2023 

 

 

 

Bernd Laqua     

Verbandsvorsitzender 



Verwaltungsvereinbarung 

zwischen

dem Landratsamt Landkreis Leipzig, Amt für Rechts-, Kommunal- und Ordnungs­
angelegenheiten, vertreten durch die Amtsleiterin 

und 

dem Abwasserzweckverband Muldenaue, vertreten durch den
Verbandsvorsitzenden

Vorbemerkungen:

I. Der Zweckverband hat in seiner Verbandssatzung geregelt, dass für die 
Wirtschaftsführung, das Rechnungswesen und den Jahresabschluss die für 
Eigenbetriebe geltenden Regelungen Anwendung finden.

II. Gemäß § 34 Abs. 1 Sächsische Eigenbetriebsverordnung (SächsEigBVO) stellt 
der Gemeinderat den Jahresabschluss innerhalb von neun Monaten nach Ende 
des Wirtschaftsjahres auf der Grundlage des Berichts über die Jahresabschluss­
prüfung und der örtlichen Prüfung fest.

III. Seit seiner Gründung zum 01.01.2014 hat der Zweckverband die Jahres­
abschlüsse 2014 und 2015 aufgestellt und durch die Verbandsversammlung 
feststellen lassen. Zwar ist durch den Gesetzgeber die fristgemäße Feststellung 
der Jahresabschlüsse nicht als Voraussetzung für eine Bestätigung der 
Gesetzmäßigkeit der Wirtschaftspläne normiert worden, dennoch ist eine 
prioritäre Erledigung der bestehenden Bearbeitungsrückstände bei der Auf- und 
Feststellung der Jahresabschlüsse unerlässlich.

IV. Nach § 17 des Finanz- und Personalstatistikgesetzes sind die Gemeinden 
verpflichtet, erstmals für das Berichtsjahr 2025 über Angaben der Ergebnis-, 
Finanz- und Vermögensrechnung zu berichten. Voraussetzung dafür ist die 
Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses. Da die Jahresabschlüsse der 
Gemeinden als Bestandteil ihres Vermögens auch Festsetzungen zu ihren 
Beteiligungen enthalten, müssen diese Angaben zu dem genannten Zeitpunkt 
vorliegen, damit eine fristgemäße Berichtspflicht gewährleistetwerden kann. Die 
Vereinbarung beinhaltet deshalb die Auf- und Feststellung der Jahresabschlüsse 
bis zum Jahr 2025.

Zur Umsetzung der Rechtspflicht des § 34 Abs. 1 SächsEigBVO wird durch die 
Parteien deshalb Folgendes vereinbart:
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Vereinbarung:

1. Die Auf- und Feststellung der Jahresabschlüsse 2016 bis 2025 erfolgt zu den 
nachfolgend aufgeführten Terminen:

Jahr Termin der Aufstellung Termin der Feststellung
2016
2017
2018
2019
2020
2021
2022
2023
2024
2025

2. Der Zweckverband informiert die Rechtsaufsichtsbehörde halbjährlich zum 30.06. 
und 31.12. jeden Jahres, beginnend zum 30.06.2024, über den Erledigungsstand 
zur Auf- und Feststellung der Jahresabschlüsse 2016 bis 2025.

Datum:

Zweckverband
Verbandsvorsitzender

Landratsamt Landkreis Leipzig 
Amtsleiterin

30.04.2024
31.07.2024

31.03.2025
31.07.2025

30.11.2024 31.12.2024

30.11.2025 31.12.2025
31.03.2026 30.04.2026

31.12.2026

31.08.2024

31.08.2025

31.08.2026

20.11.2023

30.04.2025

30.11.2026
31.07.2026

31.03.2024
31.12.2022






